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Ruedi Andres

LückeDie GSoR will eine
schliessen

Die Diskussion, ob Volksinitiativen mit Rückwirkungsklauseln
rechtlich überhaupt zulässig seien, hat völlig in den Hintergrund
gedrängt, dass eine Gruppe GSoR (Gesellschaft für eine Schweiz
ohne Rückwirkungsinitiativen) daran ist, eine neue Volksinitiative
zu starten.

Im Gegensatz zur GSoA (Gesellschaft für
eine Schweiz ohne Armee), welche die
demokratischen Rechte mit einer
rückwirkenden Initiative nach der andern
strapaziert, setzt sich die GSoR (Gesellschaft für
eine Schweiz ohne Rückwirkungsinitiativen)

ein einmaliges Ziel: Sie will die
bestehende Lücke schliessen, welche rückwirkende

Initiativen ermöglicht.
Die GSoR plant deshalb eine

Verfassungsinitiative mit folgendem provisorischen

Wortlaut:

1. Verfassungsinitiativen mit
Rückwirkungsklauseln sind ungültig.

2. Diese Initiative setzt alle Initiativen
mit Rückwirkungsklauseln
ausser Kraft.

3. Sie gilt rückwirkend auf den

31.3.1990.

Für verschiedene Politiker, Experten und
Staatsrechtler stellen sich nun verschiedene

Fragen: Was passiert mit der Initiative «40
Waffenplätze sind genug», welche im
Moment im Ständerat zu reden gibt? Was soll
mit der «F/A18 -Initiative» geschehen? Ist es

statthaft, dass zuerst über die GSoR-In-
itiative abgestimmt wird, auch wenn die
beiden GSoA-Initiativen vorher eingereicht
worden sind? Sind nur die ersten zwei Sätze

der GSoR-Initiative gültig?
100000 Unterschriften zu sammeln geht

heute schneller als früher, weil die Bevölkerung

zahlenmässig zugenommen hat, das

Frauenstimmrecht und das Stimmrechtsalter

18 eingeführt worden sind. Wann
kommt wohl die nächste Initiative? Zum
Beispiel über die Erhöhung der
Unterschriftenzahlen für Initiativen und
Referenden? Rückwirkend natürlich! Wer
unterschreibt?
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